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Deutscher 
Caritasverband e.V.   

BK 2/2025  
 
Beschluss 
der Bundeskommission  
am 5. Juni 2025 in Bad Hersfeld  
 
 
 

 
 
   

Änderungen in der Anlage 33 zu den AVR
 

A. 
 

Beschlusstext: 
 
 

I. Änderung in Anhang B der Anlage 33 zu den AVR 
 

1. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird den „Anmerkungen zu den 
Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 2 bis S 18 (Anhang B zur An-
lage 33)“ die Anmerkung 32 neu hinzugefügt: 

 
„32.  1Der Dienstgeber kann zur Deckung des Personalbedarfs eine mo-

natliche Zulage an den Mitarbeiter zahlen, deren Höhe mindestens 
180,00 Euro betragen soll. 2Die Regelung ist befristet bis zum 31. 
Dezember 2027.“ 

 
2. Die vorstehende Anmerkung 32 wird den Entgeltgruppen S 12 Fallgruppen 

2 bis 5, S 13 Fallgruppen 6 bis 8, S 15 Fallgruppen 8 bis 12, S 16 Fall-
gruppen 5 bis 10, S 17 Fallgruppen 4 und 7 bis 13 sowie S 18 Fallgruppen 
3 bis 7 als Hochziffer zugeordnet. 

 
 

II. Inkrafttreten 
 
Die Änderungen treten zum 1.Juli 2025 in Kraft. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Deutscher Caritasverband e.V. 
 

17.06.2025  BK_2025-02_Beschluss_Änderung_Anlage33AVR_gezeichnet.docx Seite 2 von 2 

 
 

 
B. 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

 
Mit den obigen Änderungen können Dienstgeber zur Deckung des Personalbedarfs Leitern von 
Kindertagesstätten, Werkstätten und Heimen der Erziehungs-, Behinderten- oder Gefährdeten-
hilfe eine monatliche Zulage zahlen. Ebenfalls können Dienstgeber zur Deckung des Personal-
bedarfs als ständige Vertreter der oben genannten Leitungen bestellte Personen, eine monatli-
che Zulage zahlen. Deren Höhe soll mindestens 180,00 Euro betragen.  
 
Die von der neuen Anmerkung 32 erfassten Leiter von Kindertagesstätten, Werkstätten und Hei-
men der Erziehungs-, Behinderten- oder Gefährdetenhilfe und Mitarbeiter, die durch ausdrückli-
che Anordnung als ständige Vertreter von Leitern bestellte Personen, erhalten keine SuE-Zulage 
gemäß § 11 Abs. 5 der Anlage 33 zu den AVR. 
 
 

C. 
 

Beschlusskompetenz 
 
 

Die Kompetenz der Bundeskommission besteht nach § 13 Abs. 1 AK-Ordnung. Die Regelung 
betrifft Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ord-
nung. Es handelt sich um eine Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile im Sinne des  
§ 13 Abs. 3 S. 1 AK-Ordnung. 
 

* * * 
 

Bad Hersfeld, 5. Juni 2025 
 
 
 
gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


